
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 24.02.2022 
Fachbereich: Soziales, Schulen, JMS 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 001/2022/0032 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Sozialausschuss 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

15.03.2022 7 Öff. Einst. / / 

Haupt-, Finanz- und 
Werkausschuss 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

07.04.2022 6.2 Öff. Einst. / / 

Verbandsgemeinderat Rhein-
Selz 

28.04.2022 6.3 Öff. Einst. / / 

 
    

 
Verwendung der Integrationsmittel 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss empfiehlt, der Verbandsgemeinderat beschließt, die noch vorhandenen Mittel 
der Integrationspauschale der Städte und Ortsgemeinden für die Weiterbeschäftigung der 
Sozialarbeiterin zu verwenden. 
 
 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/31111-502210 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Braun) 
Fachbereichsleiter 
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  Im Auftrag     
       
       

  (Christina Blum)  (Stefan Herte)  (Klaus Penzer) 
  Fachbereichsleiterin  Beigeordneter  Bürgermeister 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat seit 2016 vom Bund regelmäßig Mittel im Rahmen der 
Integrationspauschale erhalten, die zur Integration von Flüchtlingen verwendet werden 
sollten. 
 
Den Städten und Ortsgemeinden der Verbandsgemeinde, in denen Flüchtlinge leben, wurden 
hiervon regelmäßig Mittel weitergeleitet. 
 
Aus den Mitteln 2016 bis 2020 stehen den Städten und Ortsgemeinden noch immer 
128.918,01 Euro zur Verfügung. Die genaue Aufteilung kann der beigefügten Aufstellung 
entnommen werden. 
 
Die Verbandsgemeinde muss über die Verwendung der Mittel einen Verwendungsnachweis 
vorlegen.  
 
Die Städte und Ortsgemeinden haben daher bis spätestens 15. Juli 2022 noch die Möglichkeit, 
die vorhandenen Gelder zu verausgaben, bzw. Projekte anzumelden, für die die vorhandenen 
Mittel verwendet werden sollen. 
 
Alle Mittel, die nach diesem Termin den Ortgemeinden noch zur Verfügung stehen, werden 
anschließend von der Verbandsgemeinde zurückgenommen und für die Weiterbeschäftigung 
der Sozialarbeiterin verwendet.  
 
Mit diesem Vorgehen kann die Stelle weiterfinanziert werden und die Gelder werden einer 
sinnvollen Nutzung zugeführt.  
 
 
 
 
 
  
 
 


